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      Bundesrat fordert Änderungen zur Erbschaftsteuerreform 
 

 

Bundesrat fordert Änderungen zur Erbschaftsteuerreform 
 
Der Bundesrat hat eine umfangreiche Stellungnahme zur geplanten Erbschaftsteuerreform abgege-
ben. Eine Forderung ist auf die Reduzierung der geplanten Behaltenspflicht für Unternehmen gerich-
tet. 
 
Der Gesetzentwurf sieht eine steuerliche Begünstigung von Unternehmensübergängen vor, wenn 
sie mit einer langfristigen Sicherung von Arbeitsplätzen über 10 Jahre und der Fortführung des Be-
triebes über 15 Jahre einhergehen. Die Länder verlangen eine Verkürzung auf 10 Jahre. Dies sei die 
äußerste Grenze dessen, was einem sich am Markt behauptenden Unternehmen aufzubürden sei. 
Ebenso verlangen die Länder eine Senkung der Behaltensfrist in der Land- und Forstwirtschaft. 
 
Zur Vermeidung des sog. "Fallbeileffekts" setzt sich der Bundesrat dafür ein, dass der Verscho-
nungsabschlag anteilig auch dann gewährt wird, wenn zeitweise die erforderlichen Voraussetzungen 
nicht eingehalten sind. 
 
Ohne eine solche Regelung würde etwa bei einem Erben, der den vom Erblasser übernommenen 
Betrieb im letzten, also dem 15. Jahr, aufgeben muss, der Verschonungsabschlag vollständig entfal-
len. Damit stünde dieser Unternehmer erbschaftsteuerrechtlich einem Erben gleich, der den Betrieb 
bereits nach einem Jahr zum Verkehrswert veräußert. 
 
Eine weitere Anregung betrifft die steuerliche Behandlung naher Verwandter. Im Unterschied zum 
geltenden Recht berücksichtige der Gesetzentwurf das familiäre Näheverhältnis, zum Beispiel bei 
Geschwistern, zu wenig. Vielmehr stellen die in der Reform vorgesehenen Regelungen die nahen 
Verwandten den fremden Dritten gleich. 
 
Der Bundesrat bat daher um Prüfung, wie eine stärkere Differenzierung zwischen den Erwerbern der 
Steuerklassen II (nahe Verwandte) und III (fremde Dritte) vorzunehmen sei. 
 

      Pauschalierung der Einkommensteuer (Lohnsteuer) bei Sachzuwendungen 
 

 

Mit dem Jahressteuergesetz 2007 wurde eine Regelung zur Pauschalierung der Einkommensteuer 
bei Sachzuwendungen an Geschäftsfreunde und Mitarbeiter mit einem Pauschalsteuersatz von 30 
% in das Einkommensteuergesetz (§ 37 b EStG) eingefügt. 
 
Die Oberfinanzdirektionen (OFD) Münster und Rheinland äußern sich dazu im Vorgriff auf ein vom 
Bundesfinanzministerium angekündigtes Schreiben wie folgt:  

• Wahlrechtsausübung:  Das Wahlrecht zur Anwendung der Pauschalierung ist einheitlich für 
alle innerhalb eines Wirtschaftsjahres gewährten Zuwendungen, mit Ausnahme der die 
Höchstbeträge übersteigenden Zuwendungen auszuüben. Anders als ursprünglich ange-
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nommen, ist es nach Auffassung der OFD zulässig, die Pauschalierung für Zuwendungen 
an Dritte und an eigene Arbeitnehmer jeweils gesondert anzuwenden. Mit dieser Auffassung 
kommt die Finanzverwaltung den Steuerpflichtigen entgegen. 
 
Das Wahlrecht übt der Arbeitgeber durch die Abgabe der Lohnsteueranmeldung aus. Die 
Entscheidung zur Anwendung der Pauschalierung kann nicht zurückgenommen werden. 

• Besonderheiten für eigene Arbeitnehmer: Zuwendungen an eigene Arbeitnehmer sind 
Sachbezüge, für die keine andere gesetzliche Bewertungs- oder Pauschalierungsmöglich-
keit besteht. 
 
Freigrenze für Sachbezüge: Wird die Freigrenze in Höhe von 44 Euro monatlich nicht über-
schritten, liegt kein steuerpflichtiger Sachbezug vor. Bei der Prüfung der Freigrenze bleiben 
Einnahmen, die nicht in Geld bestehen (Wohnung, Kost, Waren, Dienstleistungen und sons-
tige Sachbezüge), die pauschal versteuert werden, außer Ansatz. 
 
Aufmerksamkeiten: Wird der Betrag in Höhe von 40 Euro für Aufmerksamkeiten nicht über-
schritten, liegt kein steuerpflichtiger Sachbezug vor. 
 
Bei Überschreitung des Betrages ist die Anwendung der Pauschalierung nach § 37 b EStG 
möglich. 

• Höchstbeträge: Die Höchstbeträge i. H. v. 10.000 Euro sind auf die Bruttoaufwendungen 
anzuwenden. Bei dem Höchstbetrag handelt es sich um einen Freibetrag oder eine Freig-
renze. 
 
Freibetrag: Bei drei Zuwendungen im Wert von jeweils 5.000 Euro ist die Pauschalierung für 
die ersten beiden Zuwendungen anwendbar, die dritte Zuwendung ist vom Empfänger zu 
versteuern. 
 
Freigrenze: Bei einer Zuwendung im Wert von 15.000 Euro ist die Pauschalierung nicht an-
wendbar. Bei Zuzahlungen durch den Zuwendungsempfänger mindert sich der Wert der 
Zuwendung, auf den der Höchstbetrag anzuwenden ist. 

Anmerkung: Die Zuwendungen an Arbeitnehmer, die nach § 37 b EStG pauschal besteuert wer-
den, sind auch sozialversicherungspflichtig. 
 
Die Regelung gilt für alle Zuwendungen, die nach dem 31.12.2006 gewährt wurden. 
 

      Kindergeld: Fallbeilwirkung/Praktikum  
 

Ein Kind wird beim Anspruch auf Kindergeld nur berücksichtigt, wenn es Einkünfte und Bezüge, die 
zur Bestreitung des Unterhalts oder der Berufsausbildung bestimmt oder geeignet sind, von nicht 
mehr als 7.680 Euro im Kalenderjahr hat. 
 
Das Finanzgericht München (FG) hat mit zwei rechtskräftigen Urteilen zu der Problematik "Fallbeil-
wirkung" und "Praktikum" Stellung bezogen. 

• Überschreiten des Einkünftegrenzbetrages - Fallbeil wirkung: Überschreiten die Ein-
künfte/Bezüge des Kindes den gesetzlichen Grenzbetrag, erfordert die verfassungskonfor-
me Auslegung der Vorschrift nicht, dass Kindergeld in entsprechend reduzierter Höhe (ge-
setzliches Kindergeld abzüglich grenzbetragsüberschreitender Betrag) festgesetzt wird. 
 
Im entschiedenen Fall wurde der Grenzbetrag um 63,08 Euro im Jahr überschritten. Das FG 
führt in dem Urteil aus, dass es nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs verfas-
sungsrechtlich nicht zu beanstanden ist, dass der Grenzbetrag als "Freigrenze" und nicht als 
"Freibetrag" ausgestaltet ist. 
 
Anmerkung: Das Niedersächsische Finanzgericht (FG) stellte im Gegensatz dazu in seiner 
Entscheidung vom 23.2.2006 fest, dass die Fallbeilwirkung, wonach die Überschreitung des 
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Grenzbetrages bei den Einkünften und Bezügen des Kindes nur um einen Euro zur völligen 
Versagung des Kinderfreibetrages und des Kindergeldes führt, verfassungsrechtlich nicht zu 
rechtfertigen ist. Die Regelung missachtet nach Auffassung des FG die aus dem Grundge-
setz abgeleiteten verfassungsrechtlichen Gebote der Systemgerechtigkeit, der Wider-
spruchsfreiheit und der Verhältnismäßigkeit. Bei einer nur geringfügigen Überschreitung des 
Einkommensgrenzbetrages ist das Einkommensteuergesetz verfassungskonform durch eine 
Übergangsregelung zu ergänzen. Die Revision beim Bundesfinanzhof wurde wegen der 
grundsätzlichen Bedeutung der Sache zugelassen. 
 
Positiv: Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss vom 11.1.2005 entschieden, 
dass die Einbeziehung von Sozialversicherungsbeiträgen des Kindes in den Grenzbetrag 
gegen den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz verstößt. Folglich sind die Einkünfte des Kin-
des um die Arbeitnehmeranteile der gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträge (Kranken-, 
Renten- und Arbeitslosenversicherung) zu kürzen. 

• Praktikum als Voraussetzung für den Kindergeldanspr uch: Ein Praktikum kann einen 
Kindergeldanspruch dann begründen, wenn es Teil der Berufsausbildung ist. Dies setzt vor-
aus, dass ein hinreichender Bezug zum Berufsziel glaubhaft gemacht wird. Davon kann 
ausgegangen werden, wenn dem Praktikum ein detaillierter Ausbildungsplan zugrunde liegt, 
der darauf abzielt, unter fachkundiger Anleitung für die Ausübung des angestrebten Berufs 
wesentliche Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln. 
 
Wenn ein Kind als ausbildungsplatzsuchend berücksichtigt werden soll, muss der Kinder-
geldberechtigte der Familienkasse die ernsthaften Bemühungen des Kindes um einen Aus-
bildungsplatz durch geeignete Unterlagen, insbesondere durch schriftliche Bewerbungen 
sowie deren Zwischennachrichten oder Ablehnungen nachweisen. Der Nachweis kann - 
wenn die schriftlichen Unterlagen nicht mehr vorhanden sind - auch durch Zeugeneinver-
nahme, z. B. des Kindes, erbracht werden.  

 

      Haftung des Geschäftsführers für Steuerschulden der GmbH  
 

Die Geschäftsführer als gesetzlicher Vertreter juristischer Personen haften, soweit Ansprüche aus 
dem Steuerschuldverhältnis infolge vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Pflichtverletzung der ihnen 
auferlegten Pflichten nicht oder nicht rechtzeitig festgesetzt oder erfüllt werden. 
 
Ein Geschäftsführer darf auch bei einer internen Aufgabenverteilung nicht blind auf die gewissenhaf-
te Aufgabenwahrnehmung des für das Rechnungswesen zuständigen Beauftragten vertrauen und 
auf eine Überwachung gänzlich verzichten. Vielmehr hat er sich fortlaufend über den Geschäftsgang 
zu unterrichten, sodass ihm Unregelmäßigkeiten nicht über einen längeren Zeitraum verborgen blei-
ben können. 
 
Eine interne Aufgabenverteilung und eine damit möglicherweise verbundene Haftungsbegrenzung 
werden spätestens dann hinfällig, wenn ein Vertreter der Gesellschafter für die Mitgeschäftsführer 
erkennbar die ihm zugewiesenen Aufgaben unzureichend erfüllt oder wenn das Unternehmen in 
eine finanzielle Krise gerät. Sobald Anlass an der Unzuverlässigkeit des die Geschäftsführung 
wahrnehmenden Mitgesellschafters besteht, darf der Mitgeschäftsführer dies nicht auf sich beruhen 
lassen, sondern muss entsprechende Überwachungsmaßnahmen ergreifen, um eine fristgerechte 
Erledigung der steuerlichen Angelegenheiten zu gewährleisten. 
 
Ein Geschäftsführer, der sich in der von ihm vertretenen Gesellschaft damit nicht durchsetzen kann 
und sich an der ordnungsgemäßen Wahrnehmung seiner Überwachungspflichten gehindert sieht, 
darf nicht untätig bleiben, sondern muss zur Vermeidung haftungsrechtlicher Konsequenzen sein 
Amt niederlegen. 

 

 

      Neue Hinzuverdienstgrenzen für Rentner  
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Rückwirkend zum 1.1.2008 wurde der zulässige Hinzuverdienst für Rentner von 350 Euro auf 400 
Euro erhöht und mit der Minijobgrenze gleichgestellt. Rentner, die die Regelaltersgrenze (zzt. das 
65. Lebensjahr) noch nicht erreicht haben und regelmäßig mehr als 400 Euro monatlich neben ihrer 
Altersrente hinzuverdienen, erhalten eine Teilrente. Eine Teilrente kann in Höhe von zwei Dritteln, 
der Hälfte oder einem Drittel der Vollrente gezahlt werden. Welche Teilrente gezahlt wird, hängt von 
der Höhe des Hinzuverdienstes ab. Wird auch die Hinzuverdienstgrenze für die Ein-Drittel-Teilrente 
überschritten, fällt der Rentenanspruch ganz weg. 
 
Teilrentenbezieher können zweimal im Jahr den doppelten Betrag verdienen, ohne ihre Rentenzah-
lung zu gefährden. Während Neurentnern die individuellen Hinzuverdienstgrenzen im Rentenbe-
scheid mitgeteilt werden, sollten Personen, die schon länger Rente beziehen, ihre individuellen Hin-
zuverdienstgrenzen bei ihrem Rentenversicherungsträger erfragen. 
 
 
 

      Basiszins / Verzugszins 
 

 

 
Verzugszinssatz ab 1.1.2002: (§ 288 BGB)  
 
Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:  
Basiszinssatz + 5-%-Punkte   
 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:  
Basiszinssatz + 8-%-Punkte  

 
 
Basiszinssatz nach § 247 Abs. 1 BGB  
maßgeblich für die Berechnung von Verzugszinsen 
 
01.01.2002 - 30.06.2002 = 2,57 % 
01.07.2002 - 31.12.2002 = 2,47 %  
01.01.2003 - 30.06.2003 = 1,97 %  
01.07.2003 - 31.12.2003 = 1,22 %  
01.01.2004 - 30.06.2004 = 1,14 %  
01.07.2004 - 31.12.2004 = 1,13 %  
01.01.2005 - 30.06.2005 = 1,21 %  
01.07.2005 - 31.12.2005 = 1,17 %  
01.01.2006 - 30.06.2006 = 1,37 % 
01.07.2006 - 31.12.2006 = 1,95 % 
01.01.2007 - 30.06.2007 = 2,70 % 
01.07.2007 - 31.12.2007 = 3,19 % 
seit 01.01.2008 = 3,32 %  
 
Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, können erst 
in der nächsten Ausgabe berücksichtigt werden! 
 
 
 
 
 
 

 
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. 

Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
 

 


